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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 12) 

A. Problem 
Im Berufsbildungsbericht 1997 stellt die Bundesregierung fest, daß 
die Berufsbildungspolitik „durch geeignete Rahmenbedingungen 
die Funktionsfähigkeit des dualen Systems erhalten und verbes-
sern" muß. „Dies ist Voraussetzung für ein wachsendes betrieb-
liches Ausbildungsplatzangebot und deshalb nicht nur wirtschafts-
und beschäftigungspolitisch bedeutsam, sondern auch eine bil-
dungs- und gesellschaftspolitische Aufgabe. " Der Anspruch, allen 
Jugendlichen ein ausreichendes und auswahlfähiges Ausbildungs-
stellenangebot zu gewährleisten, der im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 10. Dezember 1980 (Akt.Z.: 2 BvF 3/77) dahin 
gehend ausgelegt wurde, daß Unternehmen einen Lehrstellenüber-
hang von 12,5 % anbieten müssen, wurde bereits seit 1993 auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt global nicht mehr erreicht. Erstmals seit 
der deutschen Einheit gab es 1996 nicht einmal mehr einen rechne-
rischen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage. Die Lage 
spitzt sich weiter zu. Regionale Probleme verschärfen die Situation 
nicht nur in den neuen, sondern auch in den alten Bundesländern. 

Mehr als 150 000 unvermittelte Jugendliche zu Beginn des Aus-
bildungsjahres 1997/98 sind ein neuer Negativrekord. Entgegen 
dem Lehrstellenversprechen der Wirtschaft wurden bundesweit 
wiederum 3 % weniger Lehrstellen über die Arbeitsämter angebo-
ten. Gleichzeitig suchten 7,5 % mehr Jugendliche einen Ausbil-
dungsplatz. Infolge der geburtenstarken Jahrgänge ist in den 
nächsten Jahren mit einer weiteren Verschärfung des Problems 
zu rechnen. Im Jahr 2007 wird die Nachfrage nach Lehrstellen im 
Vergleich zu 1994 um 30 % steigen. 

B. Lösung 
Das Grundgesetz wird durch die Aufnahme des Rechts auf beruf-
liche Ausbildung für jeden ergänzt. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 
Abhängig von der Art  der Umsetzung. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 12) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Änderung des Grundgesetzes 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 12 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender 
Satz eingefügt: 

„Jeder hat das Recht auf berufliche Ausbildung. " 

2. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Bonn, den 23. September 1997 

Maritta Böttcher 
Dr. Christa Luft 
Rosel Neuhäuser 
Rolf Kutzmutz 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 

Begründung 

Das Recht auf berufliche Erstausbildung und Weiter-
bildung muß für jede und jeden durchgesetzt wer-
den, unabhängig von sozialer Herkunft, Geschlecht 
oder Vorbildung sowie regionalen Unterschieden. 
Der Staat ist verpflichtet, für die Verwirklichung die-
ses Rechts insbesondere durch Schaffung öffentlicher 
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen und durch 
Förderung beruflicher Ausbildungssysteme zu sor-
gen. Für Zeiten der Ausbildung ist eine ausreichende 
soziale Absicherung zu gewährleisten. Das Recht auf 
Ausbildung ist fundamentale Voraussetzung der 
freien Berufswahl und ist insofern als Staatsziel fest-
zulegen und als Individualrecht abzusichern. 

Soziale Staatszielbestimmungen, die auch den Ge-
danken sozialer Grundrechte aufnehmen, sind nicht 
gegenläufig zu Freiheitsrechten. Sie sind eine wich-
tige Voraussetzung für den Gebrauch von Freiheits-
rechten. Das Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes ist 

nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts mehr als ein bloßer Programmansatz. 
Es ist eines der „tragenden Prinzipien unseres Staa-
tes" (BVerfG 3, 337, 381) und unterliegt der Ewig-
keitsgarantie nach Artikel 79 Abs. 3 Grundgesetz. 
Das geltende Sozialstaatsgebot (Artikel 20 Abs. 1) ist 
nicht nur als konstitutive Grundsatznorm zu verste-
hen, sondern auch als gesellschaftspolitischer Hand-
lungsauftrag. 

Auch die in Artikel 14 Abs. 2 festgelegte Bindung 
des Eigentums an das Wohl der Allgemeinheit erfor-
dert politisches Handeln, wenn die Wirtschaft Jahr 
für Jahr ungenügend Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung stellt. Durch die gesetzliche Regelung der 
Umlagefinanzierung kann die Bundesregierung zur 
Überwindung der Lehrstellenkrise und zur Bereit-
stellung von ausreichend Ausbildungsplätzen für alle 
Jugendlichen beitragen. 


